
BURGBERNHEIM. Ein in mehrerer Hin-
sicht ungewöhnliches Ende der Legis-
laturperiode erlebten die Mitglieder
des Burgbernheimer Stadtrates. Um
die Sicherheitsabstände wahren zu
können, fand die letzte Sitzung nicht
im Rathaus, sondern vor der Roß-
mühle statt, dort verteilte sich ein
Teil des Gremiums zur Abstimmung
über einen einzigen Tagesordnungs-
punkt. Thema war der geplante Neu-
bau eines Kindergartens am Garten-
feldweg.

Da für die Maßnahme Fördermit-
tel beantragt werden sollen, bedurfte
es eines offiziellen Stadtratsbeschlus-
ses, erklärte Bürgermeister Matthias
Schwarz im Nachgang der Sitzung
die Vorgehensweise. Weitere mögli-
che Themen konnten in die neue
Amtszeit verschoben werden, auch
ein zeitweise vorgesehener, mögli-
cher zusätzlicher Sitzungstermin En-
de April wurde abgesagt, um Anste-
ckungsrisiken zu minimieren. Bei
der Vergabe des Architektenauftrags
folgten die Stadtratsmitglieder der
Empfehlung einer Jury, die mit Mit-
gliedern der Stadtverwaltung und
des Stadtrates besetzt war. Demnach
erhielt das Architektur- und Pla-
nungsbüro Jechnerer aus Herrieden
den Zuschlag.

Dass die Mitarbeiter mit den Burg-
bernheimer Besonderheiten gut ver-
traut sind, da sie nicht nur den Sport-
hallenbau begleitet hatten, sondern
zudem seit knapp sechs Jahren An-
sprechpartner der Stadt in Sachen Alt-
stadtsanierung und Städtebauförde-
rung sind, durfte bei dem Beschluss
keine Rolle spielen, betonte Schwarz
ausdrücklich. Ausschlaggebend wa-
ren vielmehr die Erfahrungen des Bü-
ros im Bau von Kindertagesstätten.
Ein Mitbewerber sei hingegen gleich
in der ersten Runde mangels Referen-
zen in diesem Bereich ausgeschie-
den. Anstelle einer persönlichen Vor-
stellung hatten die beteiligten Büros
der Jury ein schriftliches Konzept vor-
gelegt, in dem es neben den Erfahrun-
gen der Architekten unter anderem
um die geplante Herangehensweise
und die Kostensicherheit gegangen
war.

Zeitnah wünscht sich der Rathaus-
chef nun, die Entwurfsphase voran-
zubringen, um, „wenn es irgendwie
möglich wäre“, noch in diesem Jahr
mit dem Bau beginnen zu können.
Dies hängt aber nicht nur vom Tem-
po der Planungen ab, unklar ist zum
Beispiel auch, welche Zuschüsse
zum Tragen kommen, erläuterte
Schwarz. Offen ist, ob bei einem
eigens aufgelegten Sonderförderpro-
gramm überhaupt noch Mittel zur
Verfügung stehen, beim Finanzaus-
gleichsgesetz ist die konkrete Förder-
höhe bislang unsicher.  cs

MÖRLBACH. Wenn Post vom Landes-
amt für Denkmalpflege bei einer Ge-
meinde aufschlägt, setzt bei vielen
Verwaltungsmitarbeitern stets leich-
te Schweißbildung auf der Stirn ein.
Für das von langer Hand geplante,
prestigeträchtige Bauprojekt heißt
das meist: zeitliche Verzögerung und
vor allem höhere Kosten. Ein solcher
Fall hat den Gemeinderäten von Gall-
mersgarten am Donnerstagabend
Kopf- und Bauchschmerzen bereitet.
Es geht um die Erweiterung des Bau-
gebiets Auf der Höhe II im Ortsteil
Steinach/Bahnhof.

Dort waren vor vier Wochen erst-
mals Archäologen abgezogen. Sie hat-
ten die Fläche untersucht, die einmal
von der Erschließungsstraße und de-
ren Umgriff bedeckt sein wird.
„Reichlich“ Funde hatten sie gesich-
tet, wie Bürgermeister Emil Kötzel in
seiner letzten Sitzung – die wegen
Corona im Gemeindesaal in Mörl-
bach gehalten wurde – erklärte. 1838
Quadratmeter Fläche waren das, über
140 Befunde gab es. Viel Arbeit, wel-
che die Grabungsexperten „in der

größten Sauerei“ – Emil Kötzel sagte
das voller Dank und Respekt – relativ
schnell bei widrigsten Witterungsbe-
dingungen erledigten. Klar war
längst: Auch alle zukünftigen Grund-
stücke müssen noch untersucht wer-
den, wie Grabungsleiter David Förs-
ter damals im WZ-Gespräch betonte.

Nun kam die Rechnung der Gra-
bungsfirma für Arbeitsschritt eins.
Rund 37 000 Euro muss die Gemein-
de zahlen, das Geld wird letztlich auf
die Grundstückskäufer umgelegt. Zu-
sätzlich lieferte die Firma, auf Basis
des bisherigen Aufwands, eine Schät-
zung, was die Grabungen auf der Rest-
fläche des Baugebietes pro Quadrat-
meter kosten könnten: 20,50 Euro.
Bei einer Gesamtfläche aller Bau-
grundstücke von 12 000 Quadratme-
tern wären das 246 000 Euro.

Diese Summe nahm in der Sitzung
niemand in den Mund, doch es wur-
de heiß diskutiert. Die einfachste Lö-
sung wäre für Bürgermeister Kötzel,
die gesamte Fläche auf einmal zu un-
tersuchen. „Dann hätten wir unsere
Ruhe.“ Aber: „Eine Komplettlösung

heuer ist nicht bezahlbar.“ Kötzel plä-
dierte deshalb dafür, „step by step“
vorzugehen.

Zunächst sollten laut Kötzel die
Grundstücke untersucht werden, für
die Bauherren schon in den Startlö-
chern stehen, um die Verzögerung
kurz zu halten und die Kosten, wel-
che die Gemeinde vorhalten müsste,
zu strecken. Ein solcher Bauherr war
zur Sitzung da, er stellte klar, dass es
für ihn einen großen Unterschied ma-
chen würde, „ob ich 60 000 oder
80 000 Euro für einen Bauplatz zah-
len muss“ – ehe er freilich von Robert
Kett, Geschäftsleiter der Verwaltungs-
gemeinschaft Burgbernheim, darauf
hingewiesen wurde, dass er im Ge-
meinderat kein Rederecht besitzt.

Die Krux ist letztlich die Ausgestal-
tung der Baupreise, über die im Rat
laut Kötzel offiziell noch gar nicht ge-
sprochen wurde. Die Gemeinde muss
zeitnah aber einen Preis festlegen,
um Grundstücksverträge abschlie-
ßen zu können. Doch ist es völlig un-
klar, ob wirklich die gesamten 12 000
Quadratmeter untersucht werden

müssen: Einerseits könnten die Ar-
chäologen irgendwann abbrechen,
weil sich keine Befunde mehr erge-
ben, andererseits müssten theore-
tisch nur Flächen untersucht wer-
den, auf denen im Zuge von Bauarbei-
ten Erdreich abgetragen wird. Nur
deshalb aber heute einen niedrigeren
Schätzwert für die Grabungen als
20,50 Euro anzunehmen, sei für Jo-
hannes Dingfelder nicht praktikabel.
Hermann Geuder pflichtete ihm bei:
„Ich habe Angst, dass wir einem Bau-
werber einen Preis sagen, und dann
können wir den nicht halten.“

Da Robert Kett erklärte, dass sich
für die Kosten der Erschließungsstra-
ße – diese werden auch auf den Qua-
dratmeterpreis umgelegt – bald ein
Bild ergeben dürfte, schlug Geuder
vor, den Tagesordnungspunkt auf
den 13. Mai zur verlegen. Da findet
die konstituierende Sitzung des neu-
en Gemeinderates um den zukünfti-
gen Bürgermeister Michael Schleh-
lein statt. Der Vorschlag erhielt Zu-
stimmung in der alten Runde, ein Be-
schluss wurde nicht gefasst.

Maskenpflicht ab Montag

BAD WINDSHEIM. Die angeordnete
Maskenpflicht, wir berichteten im
Regionalteil, tritt ab Montag, 27.
April auch für alle Verkehrsmittel
des VGN in Kraft. Mund und Nase
seien in Bussen und Bahnen sowie
an Bahnsteigen zu bedecken.

Abschied für Pickel

TRAUTSKIRCHEN. Am Donnerstag,
30. April, findet die letzte Sitzung
des Gemeinderates mit Bürger-
meister Friedrich Pickel statt, ehe
ihm am 1. Mai Werner Wirth im
Amt des Rathauschefs nachfolgt.
Vor der offiziellen Verabschie-
dung beschäftigt sich der Gemein-
derat zunächst aber mit der Prü-
fung der Jahresrechnung der Jahre
2018 und 2019. Beginn der Sitzung
ist um 20 Uhr im Trautskirchener
Rathaus.

Unerlaubte Nutzung

WILHELMSDORF. Auf einer Baustelle
in der Blumenstraße sollen in der
Nacht zum Donnerstag ein Bagger
und ein Radlader widerrechtlich
genutzt worden sein. Die Polizei
bittet um Zeugenhinweise.

Reh rammt Radler

NEUSTADT. Ein kurioser Wildunfall
hat sich am Donnerstag gegen 5.10
Uhr in der Nähe des Kreisverkehrs
bei Schellert ereignet. Ein 49-jähri-
ger Radfahrer wurde von einem
Reh erfasst, das plötzlich auf den
Radweg sprang. Der Mann stürzte,
verletzte sich leicht, am Rad ent-
stand nur geringer Sachschaden.
Das Tier flüchtete in den Wald.

Hecke brennt

NEUSTADT. Zu einem Heckenbrand
ist Feuerwehr am Donnerstag
gegen 15 Uhr ausgerückt. Eine zwi-
schen zwei Unternehmen verlau-
fende Hecke an der Werner-von-
Siemens-Straße hatte Feuer gefan-
gen, da diese sehr trocken war,
wird von einer Selbstentzündung
durch Sonneneinstrahlung ausge-
gangen.

Nur ein Bruchteil der nötigen archäologischen Ausgrabungen im Baugebiet Auf der Höhe II wurden bisher erledigt. Archiv-Foto: Bastian Lauer
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Justitia steht’s bald bis zumHals

KINDERGARTENNEUBAU

Ein Thema an
ungewöhnlichem

Ort

Schritt eins war nur ein Bruchteil
Der Gemeinde drohen über 200 000 Euro an weiteren Kosten für ARCHÄOLOGISCHE GRABUNGEN in Steinach/Bahnhof. VON BASTIAN LAUER

Zu weit über den Rand darf sie sich
nicht beugen um nachzusehen, was
sich da unter ihren Füßen so tut –
sonst stürzt sie wirklich noch ab. Die
Justitia-Statue auf dem Rathaus der
Stadt Bad Windsheim ist seit länge-
rer Zeit dringend sanierungsbedürf-
tig. Seit gestern Vormittag wird nun
endlich ein Gerüst errichtet, um
eines der Wahrzeichen der Kurstadt
wieder auf Vordermann bringen zu
können. Im vergangenen Jahr hatte
sich der Bau- und Umweltausschuss
des Stadtrates mehrfach mit der
Sanierung beschäftigt. Dabei drehte
es sich einerseits um die Frage, wo
die Statue repariert werden sollte.
Oben auf dem Rathausdach oder
doch, nach vorherigem Abbau, in
einer Werkstatt. Und dann war noch
zu klären, ob zu einem Abbau ein
Gerüst nötig wäre oder ein Kran
reicht. Letztlich werden die Restaura-
teure in den kommenden Wochen
einen Arbeitsplatz in luftiger Höhe
genießen dürfen. Im Laufe der kom-
menden Woche soll das Gerüst ste-
hen, ließ der Bautrupp wissen. Wie
lange dann die Arbeiten dauern, ist
offen. bl/Foto: Bastian Lauer Fo
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MELDUNGEN IN ALLER KÜRZE

AUS DEM POLIZEIBERICHT
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